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Benutzerhinweise

Die Inhalte des Ausbildungswerks »Das Feuer-
wehr-Lehrbuch« richten sich nach dem Lern-
zielkatalog für den mittleren feuerwehrtechni-
schen Dienst und den Feuerwehr-Dienst- 
vorschri�en. Daher eignet sich das Werk 
sowohl für die Ausbildung in der Freiwilligen 
Feuerwehr, abgedeckt durch die Inhalte der 
Feuerwehr-Dienstvorschri�en, als auch für die 
Ausbildung hauptberu�icher Feuerwehrange-
höriger im Rahmen der Lau�ahnausbildung. 

Obwohl sich »Das Feuerwehr-Lehrbuch« als 
Werk für die Grundausbildung der genannten 
Zielgruppen sieht, haben die Herausgeber In-
halte aufgenommen, die zum Blick »über den 
Tellerrand der Grundausbildung« auch für 
Feuerwehrangehörige interessant sein können, 
die ihre Grund- oder Truppführerausbildung 
absolviert haben –  auch wenn es sich teilweise 
um Wissen der Gruppen- oder Zugführeraus-
bildung handelt. Aber: Der Truppführer ist das 
Auge des Gruppenführers und sollte auch über 
Wissen verfügen, das nicht zum Lerninhalt 
der genannten Lehrgänge gehört. 

Um ein schnelles Lernen zu ermöglichen, 
verfügt »Das Feuerwehr-Lehrbuch« über ver-
schiedene didaktisch-gra�sche Elemente.

Mittels einer farbigen seitlichen Gri�eiste, 
des Inhaltsverzeichnisses und des Stichwort-
verzeichnisses lassen sich die gewünschten In-
halte schnell au�nden. Die Gri�eiste gliedert 
»Das Feuerwehr-Lehrbuch« in die entspre-
chenden Hauptkapitel. 

Innerhalb der Kapitel verweist der rote 
 Pfeil auf Tabellen, Abbildungen oder andere
Kapitel, die weiterführende Informationen 
enthalten. Wichtige Begri�e, die entsprechend 
erklärt und/oder de�niert werden und nicht 
durch die Überschri� eingeführt sind, werden 
im Kapitel durch < Schlüsselwörter > darge-
stellt. Sie sind so schnell aufzu�nden. 

»Das Feuerwehr-Lehrbuch« soll ein Buch 
der Praxis sein. Die rechts abgebildeten Kästen 
bieten zusätzliche Informationen zum Text so-
wie den Abbildungen und sollen ein struktu-
riertes Lernen erleichtern, indem die wichtigs-
ten Inhalte schnell erfasst werden können. 

Im-Einsatz-Kasten
In diesen Kästen werden bewährte Vorge-
hensweisen Schritt für Schritt zum Üben und 
Nachmachen vorgestellt.

Merke:

In diesen Kästen werden Merksätze 
und wichtige Inhalte zum Merken 
zusammengefasst, die jeder Feuer-
wehrangehörige verinnerlicht haben 
sollte.

Achtung:

In diesen Kästen werden Merksätze 
und Warnhinweise gegeben, die für 
die Einsatzpraxis wichtig sind. Die Be-
achtung verhütet Unfälle und sichert 
den Einsatzerfolg. In diesem Kasten 
werden auch Verbote dargestellt. 

Praxis-Tipp:

In diesen Kästen werden Tipps und 
Erfahrungen weitergegeben, die sich 
in der Praxis als sinnvoll herausgestellt 
haben und helfen, den Einsatz zu ver-
einfachen.

Diese Informations-Kästen weisen auf 
weitere (externe) Informationsquellen 
hin, die im Zusammenhang mit den 
Kapiteln stehen. Weitere Angebote 
zum »Das Feuerwehr-Lehrbuch« gibt 
es im Internet unter www.feuerwehr- 
lehrbuch.de.
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A
1 Einführung

von Jochen Thorns

 Aufgaben der Feuerwehr1.1

»Hilfeleistung bei Schadenfeuern (Bränden), 
und ö�entlichen, durch Naturereignisse, Ein-
stürze oder Unglücksfälle verursachte Not-
stände sowie die Technische Hilfeleistung zur 
Rettung von Menschen und Tieren aus le-
bensbedrohlichen Lagen« – so oder so ähnlich 
werden in den Feuerwehr- bzw. Brandschutz-
gesetzen der Länder die Aufgaben der Feuer-
wehren in Deutschland juristisch beschrieben. 
Manchmal kommen noch die Brandschutzer-
ziehung oder andere Sonderaufgaben hinzu. 
Bereits an diesen so genannten P�icht-Aufga-
ben der Feuerwehren wird deutlich, dass die 
Brandbekämpfung, also die »Feuerwehr« im 
wörtlichen Sinn, o� nur noch einen geringen 
Teil der Einsätze und Aufgaben einer Feuer-
wehr ausmacht. Feuerwehr ist heute mehr als 
nur »Feuer löschen« – die Feuerwehr ist für die 
Bürger das sprichwörtliche »Mädchen für al-
les«. Wissen die Menschen in einer scheinbar 
ausweglosen Lage nicht mehr weiter, wird die 
Feuerwehr gerufen, die fast immer professio-
nell helfen kann. Dabei spielt die soziale und 

die wirtscha�liche Stellung des Hilfebedürf-
tigen oder seine Religion und Herkun� keine 
Rolle. Diese schnelle und unbürokratische Hil-
fe wird belohnt: Bereits seit Jahren liegen die 
Feuerwehrleute in einer Vertrauens-Umfrage 
des Magazins »Reader,s Digest« mit Abstand 
auf dem ersten Platz: Mehr als 90 Prozent der 
Deutschen haben ein hohes Vertrauen in die 
Arbeit und die Fähigkeiten der Feuerwehran-
gehörigen.

Die Aufgaben der Feuerwehren sind in so ge-
nannte P�icht- und in Kann-Aufgaben unter-
teilt. Die < Pflicht-Aufgaben > sind im jeweili-
gen Feuerwehrgesetz des Landes in den ersten 
Paragrafen geregelt. Diese Aufgaben muss jede 
Feuerwehr bearbeiten können. Wie bereits er-
wähnt, zählen dazu im Allgemeinen die Be-
kämpfung von Schadenfeuern, die Rettung 
von Menschen und Tieren aus lebensbedroh-
lichen Lagen und die Hilfeleistung bei ö�entli-
chen Notständen. Letztere ist in den jeweiligen 
Landesgesetzen in der Regel noch spezi�ziert. 
Die < Kann-Aufgaben > sind hingegen im Re-
gelungsumfang der jeweiligen Kommune an-
gesiedelt. Sie regelt per Feuerwehrsatzung oder 

Bild 1.1 Aufgaben der Feuerwehr

Feuerwehrgesetz
des jeweiligen Landes

Pflicht-Aufgaben

Kann-Aufgaben

Geregelt durch die 
Feuerwehrsatzung 
oder Organisations-

anweisung der 
Kommune

Beispiele:
- Durchführung des 
  Rettungsdienstes
- Beseitigung von Ölspuren
- Brandschutzerziehung
- Brandsicherheitswachen
- sonstige Hilfeleistungen

Rettung von Menschen und Tieren aus 
lebensbedrohlichen Lagen

Hilfeleistung bei öffentlichen Notständen

Bekämpfung von Schadenfeuern
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A
Organisationsanweisung ( Kapitel 16), wel-
che Aufgaben die Feuerwehr in originärer Zu-
ständigkeit zusätzlich zu den P�icht-Aufgaben 
noch übernehmen soll. Ein häu�ges Beispiel 
hierbei ist die Beseitigung von Ölverschmut-
zungen auf Straßen oder die Mitwirkung bzw. 
Durchführung des Rettungsdienstes. Um die 
P�icht- und die Kann-Aufgaben der jeweils 
eigenen Feuerwehr genau zu kennen, ist ein 
Blick in die Satzung der eigenen Feuerwehr 
sowie ein Blick in das jeweilige Landesbrand-
schutzgesetz notwendig. 

 Ansprüche und  1.2
Erwartungshaltungen 

Dem hohen Vertrauen der Bevölkerung in die 
Fähigkeiten der Feuerwehrangehörigen ist na-
türlich auch die hohe Erwartungshaltung des 
Hilfesuchenden bzw. Betro�enen geschuldet: 
Er erwartet – zu Recht! – eine schnelle, pro-

fessionelle und erfolgreiche Hilfe durch das 
»Unternehmen Feuerwehr«. Dies erfordert 
eine genaue Einsatzplanung im Vorfeld, sehr 
gut ausgebildete und fortlaufend geschulte 
Einsatzkrä�e sowie eine hochquali�zierte Ein-
satzführung, welche die entsprechenden Ein-
satzmöglichkeiten kennt und in entsprechen-
de Maßnahmen umsetzen kann. Dabei wird 
deutlich, dass sich die Feuerwehr aus Mann-
scha� und Gerät zusammensetzt. Einerseits 
ist modernes, gut gep�egtes und so letztlich 
einsatzbereites Gerät notwendig. Andererseits 
muss es aber durch eine umfassend geschulte 
und zeitnah zur Verfügung stehende Mann-
scha� zum Einsatz gebracht werden. 

 Die Feuerwehr als Dienstleister –  1.2.1
Verpflichtung zur schadenarmen 
Einsatztaktik

Die Feuerwehr wird nicht nur als »Mädchen 
für alles«, sondern vor allem auch als moder-
ner Dienstleister wahrgenommen, der »Sicher-
heit produziert«. Daraus ergeben sich Ansprü-
che der Bevölkerung in die Kompetenz, die 
Schnelligkeit, die fachgerechte erfolgreiche 
Abwicklung des Einsatzes, die umfassende 
Beratung und vor allem auch an die Schaden-
minierung. Der Sachschaden darf nach dem 
Einsatz nicht größer sein als zuvor – diese Ma-
xime kommt einer Selbstverp�ichtung gleich 
und erfordert eine < schadenarme Einsatztak-
tik > [1]. Darunter wird die Abarbeitung eines 
Einsatzes verstanden, ohne – bei Anwendung 
der herkömmlichen Einsatztaktik fast zwangs-
läu�g au�retende – Folgeschäden, wie eine 
unkontrollierte Rauchausbreitung, zu verursa-
chen. Die schadenarme Einsatztaktik ( Kapi-
tel 30) kann beispielsweise umfassen:

die Rauchfreihaltung des Treppenraums,–
wenn dieser noch nicht verraucht ist, durch
taktische Ventilation und den Einsatz eines
Mobilen Rauchverschlusses,
die Nutzung eines alternativen Angri�swe-–
ges, wenn dadurch eine Rauchausbreitung
verhindert werden kann. Beispielsweise
könnte ein Kellerbrand durch den Zugang
über eine Kelleraußentreppe anstelle über
den innenliegenden notwendigen Treppen-

Bild 1.2 Beispiel für die schadenarme Einsatz-
taktik: Ein Mobiler Rauchverschluss 
wird am Schlauchtragekorb mitgeführt 
und kann so vor dem Eindringen in die 
Wohnung zur Verhinderung einer un-
kontrollierten Rauchausbreitung in den 
Treppenraum schnell montiert werden. 
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A

raum bekämp� werden. Gleiches gilt für 
einen Zimmerbrand, der eventuell über ei-
nen Balkon oder das Fenster mittels Leitern 
der Feuerwehr erreicht und gelöscht werden 
kann. 
die »besenreine« Einsatzstelle. Es müssen  –
nicht alle Feuerwehrleute durch die Brand-
wohnung laufen und den Brandschutt mit 
den Feuerwehrstiefeln im »sauberen« Woh-
nungsbereich verteilen, weil »man einmal 
gucken wollte«. 
Rücksicht auf Besitztümer der Betro�enen.  –
Auch der Angri�strupp muss nicht wahllos 
Türen und Fenster einschlagen, wenn dies 
nicht gezielt erforderlich sein sollte. Genau-
so können auch Gegenstände, Möbel und 
Blumen vorsichtig zur Seite geräumt wer-
den, wenn diese den Einsatz behindern. 
Folgeschadenvermeidung beispielsweise  –
durch die Aufnahme von Löschwasser noch 
während der Löscharbeiten mittels Wasser-
sauger oder die Abdeckung von Gegenstän-
den mit Kunststo�planen. 

Durch die Wahrnehmung der Feuerwehr als 
moderner Dienstleister muss die Feuerwehr 

wie ein Wirtscha�sunternehmen funktionie-
ren, agieren und letztlich sich auch entspre-
chend präsentieren. Der betro�ene Bürger 
muss als Kunde gesehen werden und nicht nur 
entsprechend behandelt, sondern insbesonde-
re – soweit möglich – in die Gefahrenabwehr 
mit eingebunden werden. Durch diese Kun-
denbeziehung (immerhin zahlt der Betro�ene 
für die »Dienstleistung Feuerwehr« indirekt 
über Steuern und Abgaben oder direkt über ei-
nen Einsatzkostenbescheid) wird zu recht eine 
hochprofessionelle Arbeit, ein professionelles 
Au�reten und eine Art »Rundumbetreuung« 
in einer Krise erwartet – jederzeit und inner-
halb weniger Minuten. 

Zur Kundenorientierung der Feuerwehr ge-
hört auch das so genannte < Business-Continu-
ity-Management >. Darunter wird ein �rmen-
internes Notfallmanagement verstanden, das 
nach einem Schadenfall (z. B. einem Brand) 
Maßnahmen tri�, um die Produktion und 
die Lieferfähigkeit möglichst uneingeschränkt 
aufrechtzuerhalten bzw. in kürzester Zeit wie-
der herzustellen [2]. Teil dieses Notfallma-
nagements ist auch die Prävention: Die Firma 

Bild 1.3 Zur Kundenorientierung gehört auch das Business-Continuity-Management. Die Feuerwehr 
könnte dabei z. B. noch während der Brandbekämpfung Maschinen vor Wasser schützen.
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A
kann z. B. Maßnahmen des Vorbeugenden 
Brandschutzes durchführen, um einen Brand 
möglichst schadlos zu überstehen. 

Insbesondere die Feuerwehr (und jeder ein-
zelne Feuerwehrangehörige) kann einen Teil 
zur Funktionsfähigkeit dieses Notfallmanage-
ments beitragen. So kann im Rahmen von Be-
gehungen und Brandverhütungsschauen auf 
die Notwendigkeit der Einhaltung der bau-
rechtlichen Brandschutzau�agen hingewiesen 
werden, die primär dem Unternehmen dienen 
und im Brandfall vor weitreichenden Schäden 
bewahren. 

Das Business-Continuity-Management ba-
siert auf der gegenseitigen Hilfe: Die Firma 
kann die Feuerwehr bei der Gefahrenabwehr 
unterstützen (vorbeugende Maßnahmen, Ein-
satzplanung, Unterstützungsleistungen durch 
Haustechniker oder Gabelstaplerfahrer, Ver-
sorgung); die Feuerwehr sollte im Sinne der 
Dienstleistung ebenso die Firma unterstützen. 
Dies kann beispielsweise durch Einbeziehung 
eines Firmenvertreters in die Einsatzleitung, 
die Berücksichtigung von Wünschen und 
Zielen der Firma (soweit sinnvoll und rechts-
konform im Sinne der Gefahrenabwehr), die 
Abstimmung der Presse- und Ö�entlichkeits-
arbeit oder aber auch durch Serviceleistungen 
wie dem Zur-Verfügung-stellen von Geräten 
oder der Aufnahme von Löschwasser noch 
während der Löscharbeiten erfolgen. Die Liste 
ließe sich beliebig erweitern. 

 Erwartungshaltung an  1.2.2
Feuerwehrangehörige

Die Zeiten in denen der Feuerwehrangehörige  
mit schnell übergeworfener Jacke im Privat-
Pkw zum Einsatz eilt, um dann in Jeans zum 
Innenangri� überzugehen, während gleich-
zeitig mit drei C- und einem B-Rohr der Zim-
merbrand im Außenangri� bekämp� wird, 
sind (ho�entlich) vorbei. Zur vom Kunden er-
warteten Professionalität gehören eine korrekt 
und vollständig angelegte Schutzkleidung, das 
Anrücken zur Einsatzstelle im modern und 
zweckmäßig ausgestatteten Einsatzfahrzeug, 
eine klare Strukturierung der Einsatzstelle 
und letztlich ein geordneter Einsatz im Sinne 

der Schadenminimierung. Eine professionelle 
Presse- und Ö�entlichkeitsarbeit und eine Be-
treuung sowie Beratung des betro�enen Kun-
den nach der Gefahrenabwehr runden das Bild 
einer modernen, zukun�sfähigen Gefahrenab-
wehrorganisation wie der Feuerwehr ab. 

Diese Dienstleistungseinstellung muss jeder 
einzelne Feuerwehrangehörige »leben«. Diese 
– für manchen vielleicht neue – Kundenorien-
tierung führt neben den allgemeinen Anforde-
rungen an Feuerwehrangehörige aufgrund der 
Landesbrandschutzgesetze, Satzungen oder 
auch lau�ahnrechtlichen Vorschri�en auch zu 
feuerwehrinternen Erwartungshaltungen wie 
beispielsweise einer fortlaufenden, eigenstän-
digen und eigenverantwortlichen Aus- und 
Fortbildung jedes einzelnen Feuerwehrange-
hörigen, der Erhaltung der eigenen körperli-
chen Gesundheit und Fitness sowie allgemein 
der Einsatzfähigkeit. 

Dies bedeutet konkret, dass alle Feuerwehr-
angehörigen selbstverständlich an der angebo-
tenen Aus- und Fortbildung auf Standortebe-
ne teilnehmen, sich jedoch auch selbst mittels 
Fachliteratur, E-Learning, Messen und Semi-
naren weiterbilden müssen. Ebenso wichtig ist 
die eigene Erhaltung der Fitness, da Dienst-

Achtung:

Trotz Dienstleistungsgedanken sind 
die Leistungen der Feuerwehr wei-
terhin begrenzt, insbesondere durch 
Kostenordnungen der Kommune und 
allgemeine Gesetze und Verordnun-
gen. Ein Beispiel: Die Aufnahme von 
Löschwasser mittels Wassersauger 
nach der Brandbekämpfung ist sicher 
kundenorientiert, um einen Folge-
schaden zu vermeiden. Das gleich-
zeitige, »besenreine« Ausräumen der 
kompletten Wohnung geht hingegen 
über das Ziel hinaus und ist als Ein-
satz in der Regel kostenpflichtig. Bei 
den Tätigkeiten ist grundsätzlich der 
Aspekt der Einsatzkosten und der 
Kostenerstattungspflicht des Verur-
sachers zu beachten und ggf. durch 
den Einsatzleiter auch mit dem Verur-
sacher zu klären. 
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sportangebote dazu – insbesondere im ehren-
amtlichen Bereich – in der Regel nicht ausrei-
chen. Ebenso wichtig ist die Einhaltung der 
vorgeschriebenen Vorsorgeuntersuchungen, 
wie G 26/3, aus eigenem Antrieb. Und letztlich 
ist es auch im eigenen Interesse, bei einer Er-
krankung nicht zu Einsätzen auszurücken. 

  Erwartungshaltung  1.2.3
des Feuerwehrangehörigen

Wie es eine Erwartungshaltung der »Kunden« 
der Feuerwehr an die Feuerwehrangehörigen 
gibt, hat auch der Feuerwehrangehörige Er-
wartungen an den Feuerwehrdienst. 

Selbstverständlich ist, dass der Feuerwehr-
angehörige Anspruch auf eine attraktive, 
fachlich korrekte und regelmäßige Aus- und 
Fortbildung hat. Hier sind die Führungskräf-
te gefordert, denn Ausbildung ist Führungs-
aufgabe! Gleiches gilt für den Umgang in der 
Feuerwehr: Außerhalb des Einsatzes sollte ein 
kollegiales bzw. kameradscha�liches Mitein-
ander herrschen. 

Jeder Feuerwehrangehörige muss vom Trä-
ger der Feuerwehr gegen Unfall beim zustän-
digen Unfallversicherungsträger (z. B. Feuer-
wehr-Unfallkasse) versichert sein. Zudem hat 
die Einsatzkra� nach Einsätzen oder Lehrgän-
gen Anspruch auf Lohnfortzahlung.

Dennoch: Fragt nicht jeder (gerade im eh-
renamtlichen Bereich) auch nach dem Vorteil,  
dem »Mehrwert«, den man davon hat? Auf-
grund der demogra�schen Entwicklung wird 
es in Zukun� für den Träger der Feuerwehr 
immer wichtiger, Anreize für den Feuerwehr-
dienst zu scha�en. Dies könnten Aufwands-
entschädigungen für Funktionsträger sein, 
die auch an moderne Stundensätze angepasst 
sein sollten. Genauso sind aber auch andere 
Anreizsysteme denkbar, wie beispielsweise 
eine Feuerwehrrente für alle, die regelmäßig 
am Einsatz- und Übungsdienst teilnehmen, 
Geldprämien für die Teilnahme an den Einsät-
zen, kostenfreie oder ermäßigte Nutzung von 
kommunalen Einrichtungen (z. B. Schwimm-
bad, Bibliothek, Verkehrsmittel etc.). Hier gibt 
es vielfältige Modelle und Varianten. Was 
letztlich vor Ort realisiert wird, ist Sache des 

Trägers der Feuerwehr – viele gute Ideen sind 
bundesweit bereits umgesetzt worden. 

 Verhalten gegenüber Betroffenen1.3

Nach schwierigen Einsätzen, o� mit Toten oder 
schwer Verletzten, geraten die Einsatzkrä�e 
immer wieder einmal ungerechtfertigt in die 
Kritik: »Die Feuerwehr ist zu spät gekommen 
und hat nichts getan!« So oder so ähnlich lau-
ten die Vorwürfe. In der Regel sind diese Vor-
würfe objektiv nicht gerechtfertigt, was auch 
entsprechend aufgrund der Dokumention des 
Einsatzes wiederlegt werden kann. 

Angehörige von Opfern, aber auch unbetei-
ligte Dritte (Zeugen, Passanten, Nachbarn), 
können die Ereignisse o�enbar leichter ver-
arbeiten, wenn ein Schuldiger verantwortlich 
gemacht werden kann. Fehlt die Unglücks-/
Brandursache (z. B. aufgrund noch laufender 
polizeilicher Ermittlungen), müssen die Ein-
satzkrä�e als Sündenböcke herhalten. Das so 
genannte < Sündenbock-Phänomen > tritt be-
sonders bei Ereignissen auf, nach denen sich 
Menschen mit der Frage auseinandersetzen 
müssen, ob sie selbst alles richtig gemacht ha-
ben ( Kapitel 18.4). Die Einsatzkrä�e tre�en 
die Vorwürfe o� hart: Sie gaben ihr Bestes und 
werden nun angegri�en, dass sie nicht gut ge-
nug oder schnell genug gearbeitet hätten. Feu-
erwehrleute müssen lernen, dass diese Verhal-
tensweise von emotional Betro�enen normal 
ist und sie damit nicht persönlich angegri�en 
werden. Die jetzt – o� in den Medien – entste-
hende Image- und Vertrauenskrise der Feu-
erwehr kann in einem solchen Fall nur durch 
eine gezielte Krisenkommunikation bewältigt 
werden [3]. Der Pressesprecher und der Leiter 
der Feuerwehr müssen eingeschaltet werden. 
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2 Rechtsgrundlagen

von Ralf Fischer

 Rechtsquellen2.1

Wie in allen Bereichen der ö�entlichen 
Daseinsvorsorge und der Behörden mit 
Sicherheitsaufgaben gibt es auch im Bereich 
des Feuerschutzes eine Vielzahl relevanter 
Rechtsvorschri�en. Diese unterscheiden sich 
in

Gesetze, die vom Bundestag oder dem je- –
weiligen Landtag erlassen werden. Für den 
Bereich des Feuerschutzes sind die Bundes-
länder allein zuständig.
Rechtsverordnungen (z. B. Werkfeuerwehr- –
verordnungen, Lau�ahnverordnungen), die 
vom Fachministerium aufgrund einer ge-
setzlichen Ermächtigung erlassen werden. 
Im Bereich des Feuerschutzes ermächtigen 
die Brandschutzgesetze der Bundesländer 
die Innenminister zu Rechtsverordnungen1.
Verwaltungsvorschri�en, die von der obers- –
ten Aufsichtsbehörde erlassen werden, um 
eine gleichmäßige Anwendung und Ausle-
gung von Gesetzen und Rechtsverordnun-
gen zu erreichen;
Erlasse als Weisung der obersten Dienstauf- –
sichtsbehörde.

Von großer Bedeutung sind auch Rechtsnor-
men der Europäischen Union (EU). Die Bun-
desrepublik Deutschland hat mit Abschluss 
des Vertrages über die Gründung der Europä-
ischen Gemeinscha� (EG-Vertrag) und weite-
rer Verträge (zuletzt der Vertrag von Lissabon 
vom 17.12.2007) sowie des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
von der Möglichkeit des Artikel 23 Grundge-
setz (GG), Hoheitsrechte zu übertragen, Ge-
brauch gemacht. In Art. 288 AEUV (vormals 
249 des EG-Vertrages) wird der Europäischen 
Gemeinscha� das Recht eingeräumt, Verord-
nungen (z. B. die DURCHFÜHRUNGSVER-
ORDNUNG (EU) 2019/947 DER KOMMIS-

SION vom 24. Mai 2019 über die Vorschri�en 
und Verfahren für den Betrieb unbemannter 
Lu�fahrzeuge (Drohnenverordnung), die 
Richtlinien (z. B. Richtlinie 2003/88/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. November 2003 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung) und Beschlüsse (Be-
schluss Nr. 1082/2013/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2013 zu schwerwiegenden grenzüberschreiten-
den Gesundheitsgefahren) zu erlassen

Die Wirkungen europäischen Rechts sind 
unterschiedlich: 

Die Verordnung ist ein in Artikel 288   –
AEUV genannter Rechtsetzungsakt. Sie 
hat allgemeine Geltung und ist in allen ih-
ren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar 
in jedem Mitgliedstaat, ohne dass es einer 
Umsetzung in nationales Recht bedarf.
Die EU kann auch Durchführungsverord- –
nungen erlassen. Dabei handelt es sich um 
Rechtsakte, deren Geltung von der Grund-
verordnung abhängt. Während die Grund-
verordnung (wie im deutschem Recht ein 
Gesetz) wesentliche Bestimmungen ent-
hält, regelt die Durchführungsverordnung 
die technischen Einzelheiten (wie im deut-
schem Recht eine Rechtsverordnung).
Richtlinien, die Gesetzgebungsakte sind,   –
werden in der Regel auf Vorschlag der 
Kommission vom Rat und vom Europäi-
schen Parlament nach dem ordentlichen 
oder einem besonderen Gesetzgebungsver-
fahren erlassen. Die Richtlinie ist für jeden 
Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, 
hinsichtlich des zu erreichenden Ziels ver-
bindlich, überlässt jedoch den innerstaat-

1 Zum Beispiel: Art. 31 bayFwG; § 49 BbgBKG; § 22 Abs. 2 
hamb. FwG; § 69 HBKG; § 32 mvBrSchG; § 36 NBrandSchG; § 
56 nrwBHKG; § 43 rlpLBKG; § 54 SBKG; § 33 sa-anhBrSchG;  
§ 42 shBrSchG; § 54 thürBKG. 



 Aufgaben von Gemeinden, Kreisen und Ländern 19

A
lichen Stellen die Wahl der Form und der 
Mittel. Das Inkra�treten der Richtlinie hat 
grundsätzlich keine unmittelbare Wirkung 
auf das innerstaatliche Recht. Sobald sie auf 
europäischer Ebene angenommen wurde, 
muss sie allerdings von den Mitgliedstaaten 
in innerstaatliches Recht umgesetzt wer-
den. Nach Art. 291 Abs. 1 AEUV ergreifen 
die Mitgliedsstaaten alle zur Durchführung 
der verbindlichen Rechtsakte der Union er-
forderlichen Maßnahmen nach innerstaat-
lichem Recht. Die Richtlinie muss grund-
sätzlich innerhalb der von den Organen 
festgesetzten Frist (sechs Monate bis zwei 
Jahre) umgesetzt werden. Privatpersonen 
haben unter bestimmten Voraussetzungen 
die Möglichkeit, im Falle nicht ordnungs-
gemäß oder nicht fristgerecht umgesetzter 
Richtlinien, eine Entschädigung zu erhal-
ten. Ferner hat die Richtlinie dann nach 
Au�assung des Europäischen Gerichtshofs 
unmittelbare Wirkung zwischen Bürgern 
und Staat. 
Beschlüsse sind in allen ihren Teilen ver- –
bindlich. Sind sie an bestimmte Adressaten 
gerichtet, so sind sie nur für diese verbind-
lich. Wird ein Beschluss durch den Rat und 
das Parlament im ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren oder im besonderen Ge-
setzgebungsverfahren angenommen, so ist 
er ein Gesetzgebungsakt.
Die Empfehlungen und Stellungnahmen  –
sind nicht verbindlich.

 Die Feuerwehr als  2.2
kommunale Einrichtung

Die ö�entlichen Feuerwehren sind kommu-
nale Einrichtungen, werden also von den Ge-
meinden unterhalten. Sie sind weder als Polizei 
noch als Ordnungsbehörden anzusehen2. Eine 
Ausnahme bildet Berlin3. Die Feuerwehr ist 

für die Gefahrenabwehr zuständig, wenn eine 
Gefahr für die ö�entliche Sicherheit besteht, 
die mit den speziellen Einsatzmöglichkeiten 
der Feuerwehr abgewehrt werden kann.

 Verfassungsrechtliche  2.3
Einordnung

Die Unterhaltung einer Feuerwehr ist seit je-
her eine Angelegenheit der örtlichen Gemein-
scha�, die als Kernaufgabe zu bezeichnen ist. 
Daher darf diese Aufgabe den Gemeinden 
nach Art. 28 Abs. 2 GG nicht entzogen wer-
den, da die Verfassung hier vorschreibt, dass 
die Gemeinden das Recht haben, Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinscha� im Rahmen 
der Gesetze in eigener Verantwortung zu lö-
sen. Eine Landes- oder Bundesfeuerwehr an-
stelle der kommunalen Feuerwehren wäre also 
verfassungswidrig.

 Aufgaben von Gemeinden, 2.4
Kreisen und Ländern

 Gemeinden2.4.1

Die Gemeinden müssen die örtlichen Feuer-
wehren unterhalten, also dafür Sorge tragen, 
dass diese sachlich und personell ausreichend 
ausgestattet sind. Ferner hat die Gemeinde 
ihre Feuerwehr nach den Vorgaben der jeweili-
gen Landesgesetze zu organisieren und weitere 
Maßnahmen zur Abwehr von Schadenereig-
nissen (z. B. Sicherstellung einer angemesse-
nen Löschwasserversorgung) zu ergreifen.

 Kreise2.4.2

In der Bundesrepublik gibt es 294 Kreise bzw. 
Landkreise. Die Kreisordnungen der Länder 
übertragen den Kreisen die Kompetenz, über-
örtliche Aufgaben wahrzunehmen. Diese Auf-
gaben umfassen – gemeindeübergreifend – das 
gesamte Kreisgebiet. Hierzu gehören nach dem 
jeweiligen Landesrecht beispielsweise die Ein-
richtung von Leitstellen für Feuerschutz und 
Rettungsdienst, die Leitung und die Koordi-
nierung im Katastrophenschutz und das Vor-
halten von Einrichtungen für den Feuerschutz, 

2 Ausdrücklich betonen dies: § 1 Abs. 1 S. 2 bwFwG; § 8 Abs. 
3 BremHilfeG; vgl. auch VG Oldenburg (SgEFeu § 4 Nr. 4), 
OLG Hamm (SgEFeu § 5 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2, § 7 Abs. 2 Nr. 
1).

3 § 1 Abs. 2 berlFwG bezeichnet die Berliner Feuerwehr als 
eine nachgeordnete Ordnungsbehörde.  
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soweit ein überörtlicher Bedarf besteht (Kreis-
schirrmeisterei, Kreisatemschutzwerkstatt 
etc.)4. Außerdem nehmen die Kreise Ausbil-
dungsaufgaben wahr, soweit diese auf örtlicher 
Ebene nicht geleistet werden können. 

Kreisfreie Städte nehmen die zuvor genann-
ten Aufgaben selbst wahr.

Bei kreisangehörigen Gemeinden sind die 
Landkreise Aufsichtsbehörden im Bereich 
Feuerschutz.

 Länder2.4.3

Die Innenministerien der Länder sind oberste 
Aufsichtsbehörden im Bereich des Feuer- und 
Katastrophenschutzes. Die Länder unterhalten 
zentrale Ausbildungsstätten, tre�en die erfor-
derlichen zentralen Maßnahmen und fördern 
den Feuerschutz. 

 Handeln im Einsatz2.5

Die Feuerwehr handelt bei Eingri�en in die 
Rechte Dritter rechtmäßig, wenn ihre Anord-
nungen (Verwaltungsakt) oder ihr tatsächli-
ches Tun (Realakt) allen Anforderungen ent-
sprechen, welche die Rechtsordnung fordert. 
Es wird unterschieden in formelle Rechtmä-
ßigkeit und materielle Rechtmäßigkeit, die 
beide vorliegen müssen. Formell rechtmäßig 
ist das Handeln, wenn 

die Feuerwehr zuständig ist (Zuständig- –
keit5) und

der Grundsatz der Bestimmheit und  –
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit be- –
achtet wurden. 

 Formen des Handelns2.6

Im Einsatz handelt die Feuerwehr zum einen 
durch tatsächliches Tun, z. B. die Durchfüh-
rung eines Löschangri�s. Ein solches Handeln 
nennt man Realakt. Zum anderen ist aber häu-
�g auch eine Anordnung der Feuerwehr, z. B. 
ein Platzverweis oder die Heranziehung von 
Personen, erforderlich. Eine solche Anordnung 
stellt dann einen so genannten Verwaltungsakt 
(VA) dar. 

 Realakt2.6.1

Die Feuerwehr handelt, im Gegensatz zu 
anderen Behörden, in der Gefahrenabwehr 
überwiegend durch Realakte und nicht durch 
Verwaltungsakte. Als Realakt oder schlich-
tes Verwaltungshandeln bezeichnet man alle 
Maßnahmen, die nicht auf einen Rechtserfolg 
(z. B. Gebot oder Verbot), sondern einen tat-
sächlichen Erfolg (»Feuer aus«) gerichtet sind. 

Um Realakte handelt es sich insbesondere 
auch bei den Fällen der unmittelbaren Aus-
führung einer Maßnahme, wenn dem Betrof-
fenen wegen der Eilbedür�igkeit nicht zuvor 
eine Duldungsanordnung bekannt gegeben 
werden konnte. Es kommt also zu einem Voll-
zug ohne Verwaltungsakt, dem so genannten 
Sofortvollzug. Ein Beispiel für einen Realakt 
und die Abgrenung zum Verwaltungsakt zeigt 
der  Beispielkasten auf der nächsten Seite.

Die unmittelbare Ausführung einer Maß-
nahme (Sofortvollzug) als Realakt ist von 
Fällen zu unterscheiden, in denen ein Verwal-
tungsakt dem Betro�enen bekannt gegeben 
und wegen der Eilbedür�igkeit sofort vollzo-
gen wird. Es handelt sich dann um den soforti-
gen Vollzug eines Verwaltungsaktes und nicht 
um einen Realakt. 
4 Zum Beispiel: § 4 bwFwG; Art. 2 bayFwG; § 4 BbgBKG;  

§ 4 HBKG; § 4 nrwBHKG.
5 Siehe auch: Fischer, R.: Rechtsfragen beim Feuerwehrein-

satz, Die Roten He�e 68, 4. Au�age, Punkt 3.2.1.
6 vgl. Fischer, a. a. O., Punkte 3.2.3 bis 3.2.4.6.
7 vgl. Fischer, a. a. O., Punkte 3.2.5 bis 3.2.6.3.

die Verfahrensvorschri�en und  –
die Formvorschri�en beachtet wurden.  –

Materiell rechtmäßig ist das Handeln, wenn 
eine gesetzliche Ermächtigungsgrundlage – 6 
besteht,
vom Ermessen fehlerfreier Gebrauch – 7 ge-
macht wird,

Merke:

Bei Eingriffen in die Rechte Dritter 
(zum Beispiel Betreten von Woh-
nungen) ist immer zu prüfen, ob 
die Feuerwehr zuständig ist und die 
Maßnahme vom jeweiligen Brand-
schutzgesetz erlaubt ist.
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 Verwaltungsakt2.6.2

Die Feuerwehr grei� im Einsatz durch Anord-
nungen oder durch tatsächliches Handeln in 
die Rechte anderer ein. In Betracht kommen 
Verbote, Gebote und Duldungsgebote. Solche 
Anordnungen sind grundsätzlich als belasten-
de Verwaltungsakte (VA) zur Gefahrenabwehr 
anzusehen. Der Verwaltungsakt ist in § 35 
VwVfG9 de�niert. Ein Verwaltungsakt liegt, 
verkürzt ausgedrückt, immer dann vor, wenn 
gleichzeitig

die Feuerwehr einen Einzelfall hoheitlich  –
regelt und 
die Regelung unmittelbare Aussenwirkung  –
hat.

Grundsätzlich handelt die Feuerwehr im Ein-
satz hoheitlich, wenn sie aufgrund der Brand-
schutzgesetze der Länder tätig wird, es also 
um den Vollzug von ö�entlich-rechtlichen 
Vorschri�en geht. Keine Verwaltungsakte sind 
mangels hoheitlicher Regelung hingegen alle 
privatrechtlichen Rechtsakte, bei denen kein 
Über-/Unterordnungsverhältnis besteht.

Die Einordnung einer Anordnung als Ver-
waltungsakt ist von erheblicher rechtlicher Be-
deutung. Denn bei einem Verwaltungsakt sind 
das Verwaltungsverfahrens-, das Verwaltungs-
vollstreckungs- und das Verwaltungsprozess-
recht anzuwenden.

Das Verwaltungsverfahren richtet sich bei 
Maßnahmen der Feuerwehr nach den Verwal-
tungsverfahrensgesetzen (VwVfG) der Län-
der10. Im Einsatz sind nur wenige Vorschri�en 

des VwVfG von Bedeutung, da naturgemäß 
ein »förmliches Verwaltungsverfahren« nicht 
durchgeführt werden kann. 

Von wesentlicher Bedeutung beim Feuer-
wehreinsatz ist die fehlerunabhängige Rechts-
wirksamkeit des Verwaltungsaktes. Der 
Verwaltungsakt wird in dem Moment rechts-
wirksam, in dem er dem Betro�enen bekannt 
gegeben wird (§ 43 Abs. 1 VwVfG) und zwar 
ohne Rücksicht auf seine Rechtmäßigkeit. Der 
Verwaltungsakt ist somit auch dann verbind-
lich, wenn er rechtswidrig sein sollte. Im Ein-
satz kann jedoch eine rechtswidrige Anord-
nung zu Schadensersatzansprüchen führen.

Nur ein o�ensichtlich und schwerwiegend 
rechtswidriger Verwaltungsakt ist von vornhe-
rein nichtig und damit auch für den Betro�e-

BEISPIEL REALAKT

Bei einem Brandeinsatz ordnet der Einsatzleiter das 
Aufbrechen eines Tores an, um auf dem dahinter 
liegenden Grundstück Wasser entnehmen zu kön-
nen. Weder der von dieser Maßnahme betroffene 
Eigentümer noch eine vertretungsberechtigte 
Person ist anwesend. Am Tor und dem Grundstück 
entsteht ein Schaden. Ein Verwaltungsakt auf Dul-
dung der Löschwasserentnahme und des Betretens 
des Grundstücks liegt wegen fehlender Bekannt-
gabe an den Betroffenen nicht vor8. Ein solcher 
Verwaltungsakt an den Betroffenen wäre jedoch 
normalerweise Voraussetzung für den Vollzug. Nur 
weil er wegen der gesteigerten Eilbedürftigkeit 
nicht ergehen kann, wird die Maßnahme sofort 
ausgeführt (Realakt).

BEISPIEL VERWALTUNGSAKT

Beispiel 1: Erwirbt die Feuerwehr an einer 
Tankstelle Treibstoff, handelt sie wie jeder Bürger 
privatrechtlich und schließt einen Kaufvertrag nach 
den § 433 ff. BGB ab. Es handelt sich nicht um 
einen Verwaltungsakt.

Beispiel 2: Die Feuerwehr zieht bei einem Einsatz 
zur Unterstützung einen Landwirt mit seinem 
Traktor mit Seilwinde heran. Der Landwirt wird 
hier nicht im Rahmen eines Werkvertrages für die 
Feuerwehr tätig. Denn er darf sich der hoheitli-
chen Anordnung (VA) des Einsatzleiters tätig zu 
werden aufgrund der Vorschriften des jeweiligen 
Brandschutzgesetzes nicht entziehen. Das Rechts-
verhältnis zwischen dem Herangezogenen und der 
Feuerwehr bestimmt sich in einem solchen Fall also 
ausschließlich nach öffentlichem Recht, sprich dem 
jeweiligen Brandschutzgesetz des Landes.

8 Hiervon gehen auch § 6 Abs. 2 VwVG (Bund) und § 55 
Abs. 2 VwVG (NW) aus. Vereinzelt wird jedoch im sofor-
tigen Vollzug ein konkludenter Verwaltungsakt auf Dul-
dung gesehen. 

9 § 35 VwVfG: Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entschei-
dung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Be-
hörde zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des 
ö�entlichen Rechts tri� und die auf unmittelbare Rechts-
wirkung nach außen gerichtet ist. Allgemeinverfügung ist 
ein Verwaltungsakt, der sich an einem nach allgemeinen 
Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personen-
kreis richtet oder die ö�entlich-rechtliche Eigenscha� ei-
ner Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit 
betri�.

10 Das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes und die Ver-
waltungsverfahrensgesetze der Länder sind weitgehend 
identisch. 
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nen nicht bindend (§ 44 VwVfG). Immer nich-
tig sind unter anderem Verwaltunsgakte, die 

aus tatsächlichen Gründen niemand aus- –
führen kann,
die Begehung einer rechtswidrigen Tat ver- –
langen, welche einen Straf- oder Bußgeld-
tatbestand verwirklicht,
gegen die guten Sitten verstoßen. –

Solche nichtigen Verwaltungsakte werden im 
Feuerwehreinsatz allerdings sehr selten sein.

Rechtmäßige Anordnungen der Feuerwehr 
können als Verwaltungsakte von ihr selbst 
vollstreckt werden. Die Vollstreckung richtet 
sich nach den Vorschri�en der Verwaltungs-
vollstreckungsgesetze der Länder. Als Zwangs-
mittel kommen im Einsatz insbesondere die 
Ersatzvornahme und unmittelbarer Zwang in 
Betracht ( Abschnitt »Zwangsmittel«).

glücksfällen und ö�entlichen Notständen (ggf. 
auch weitere Aufgaben, z. B. in Hamburg auch 
der Rettungsdienst)12. Eine Besonderheit ergibt 
sich für Baden-Württemberg, wo eine P�icht-
aufgabe bei Unglücksfällen und Naturereignis-
sen nur dann vorliegt, wenn diese gleichzeitig 
einen ö�entlichen Notstand darstellen13.

Voraussetzung für ein Tätigwerden der Feu-
erwehr im Einsatz ist eine Gefahr. Der Ge-
fahrenbegri� kommt aus dem Polizeirecht14.  
Unter einer konkreten Gefahr ist dabei eine 
Sachlage zu verstehen, die bei verständiger und 
fachgerechter Würdigung in naher Zukun� die 
hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Scha-
deneintritts oder einer Beeinträchtigung der 
ö�entlichen Sicherheit in sich birgt. Dabei ist 
unter Schaden die objektive Minderung eines 
vorhandenen normalen Zustandes von Rechts-
gütern durch von außen kommende Ein�üsse 
zu verstehen. Diese konkrete Gefahr ist zu un-
terscheiden von der abstrakten Gefahr, die für 
sich allein im Einsatzrecht jedoch keine Rolle 
spielt. Daneben gibt es in einzelnen Gesetzen 
quali�zierte Gefahrenbegri�e:

dringende Gefahr: die erhöhte Wahrschein- –
lichkeit eines Schadeneintritts;
unmittelbar drohende Gefahr: zeitlich nahe  –
und erhöhte Wahrscheinlichkeit eines Scha-
deneintritts;
gegenwärtige Gefahr: De�nition wie  – »un-
mittelbar drohende Gefahr«15;

BEISPIEL VOLLSTRECKUNG VA

Ein Schaulustiger wird aufgefordert, sein behin-
dernd abgestelltes Fahrzeug beiseite zu fahren. Als 
dieser sich weigert, vollstreckt der Einsatzleiter die 
Anordnung, indem er das Fahrzeug beiseite ziehen 
lässt (Ersatzvornahme).

 Zulässige Maßnahmen im Einsatz2.6.3

Bevor Maßnahmen und Anordnungen durch 
die  Feuerwehr getro�en werden, sind Zu-
ständigkeit, Ermächtigungsgrundlage für die 
Maßnahme oder Anordnung zu prüfen. Be-
steht dann ein Ermessenspielraum ist vom Er-
messen fehlerfreier Gebrauch zu machen.

ZUSTÄNDIGKEIT
Die ö�entlichen Feuerwehren sind kommunale 
Einrichtungen. Sie sind weder als Polizei noch 
als Ordnungsbehörden anzusehen11. Eine Aus-
nahme bildet insofern Berlin ( Fußnote 3).

Im Rahmen der Gefahrenabwehr obliegt 
den Feuerwehren die Aufgabe des Brandschut-
zes und der Technischen Hilfeleistung bei Un-

11 Ausdrücklich betonen dies § 1 Abs. 1 S. 2 bwFwG; § 8 
Abs. 3 BremHilfeG; vgl. auch VG Oldenburg (SgEFeu § 4 
Nr. 4), OLG Hamm (SgEFeu § 5 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2, § 7 
Abs. 2 Nr. 1).

12 Art. 4 bayFwG; § 3 Abs. 1 berlFwG, §§ 1Abs. 1, 24 Abs. 1 
BbgBKG; § 3 hmbFwG; § 6 HBKG; § 1 Abs. 1 mvBSchG; § 2 
Abs. 1 NBrandSchG; § 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 nrwBHKG; 
§ 8 Abs. 1 rhpfBKG; §§ 1, 7 SBKG; § 16 Abs. 1 sächsBRKG; 
§ 1 sa-anh.BSchHG; § 6 shBrSchG; §§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 9 
Abs. 1 thürBKG.

13 § 2 Abs. 1 bwFwG.
14 Damit meint das materielle Polizeirecht all jene Tätig-

keiten, die inhaltlich dadurch gekennzeichnet sind, dass 
sie der Abwehr von Gefahren für die ö�entliche Sicher-
heit dienen (vgl. Schenke: Polizei- und Ordnungsrecht 
§ 1 Rdnr. 9 mit Hinweis auf die Begri�ichkeiten z. B. in 
Baden-Würtenberg, Sachsen, Bremen und dem Saarland. 
Vereinzelt werden die Begri�e auch in Nordrhein-West-
falen im allgemeinen Sprachgebrauch genutzt: »O�enes 
Licht und Feuer sind feuerschutzpolizeilich verboten«.

15 Vgl. für die Entsprechung von unmittelbar drohender Ge-
fahr und gegenwärtiger Gefahr BVerwGE 45, 51, 57; OVG 
Bremen (NVwZ 2001, 221).

Merke:

Die Feuerwehr kann ihre Anordnun-
gen auch zwangsweise nach den je-
weiligen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzen durchsetzen. 
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erhebliche Gefahr: Wahrscheinlichkeit des  –
Schadeneintritts bei einem bedeutsamen 
Rechtsgut, z. B. Leben, Gesundheit, bedeu-
tende Sachwerte;
gemeine Gefahr: Wahrscheinlichkeit eines  –
Schadens für eine unbestimmte Vielzahl 
von Personen oder erheblichen Sachwerten 
oder unüberschaubares Gefahrenpotenzial;
Gefahr in Verzug: dringende Wahrschein- –
lichkeit des Schadeneintritts, wenn nicht 
sofort zur Verhinderung eingegri�en wird 
oder bei verzögertem Eingreifen die E�ekti-
vität der Schadenbekämpfung zumindest in 
Frage gestellt wird.

Von diesen quali�zierten Gefahrenbegri�en ist 
die < Anscheinsgefahr > zu unterscheiden. Im 
eigentlichen Sinne besteht bei der Anscheins-
gefahr gar keine Gefahr. Eine Anscheinsgefahr 
ist gegeben, wenn im Zeitpunkt des polizeili-
chen Einschreitens bei verständiger Würdi-
gung des Sachverhalts objektive Anhaltspunkte 
für eine Gefahr vorliegen, sich aber nachträg-
lich ergibt, dass ein Schadeneintritt bei einer 
nachträglichen Betrachtung objektiv nicht zu 
erwarten gewesen ist16. Bei Vorliegen einer An-
scheinsgefahr ist das Eingreifen grundsätzlich 
in gleicher Weise gerechtfertigt, als wenn die 
Gefahr tatsächlich vorgelegen hätte. 

Die < Zuständigkeit > der Feuerwehren bei 
der Gefahrenabwehr wird in den Gesetzen der 
Bundesländer mit unbestimmten Rechtsbe-
gri�en wie

Vorbeugender Brandschutz (als vorbeugen- –
de Gefahrenabwehr),
abwehrender Brandschutz (Bekämpfung  –
von Schadenfeuern),
Unglücksfälle und –
ö�entliche Notstände/Katastrophen  –

de�niert. Unbestimmte Rechtsbegri�e sind 
auszulegen. Dadurch entstehen zum Teil nicht 
unerhebliche Unsicherheiten im Bereich der 
Zuständigkeiten. 

Unter dem Begri� Brandschutz ist die Ver-
hinderung (Vorbeugender Brandschutz) oder 
die Bekämpfung (abwehrender Brandschutz) 
von Schadenfeuern zu verstehen. Zum Teil 
nutzen die Gesetze auch direkt den Begri� 
Schadenfeuer17. Ein < Schadenfeuer > wird 
nach einer älteren De�nition des Oberver-

waltungsgerichts Münster als ein selbststän-
dig fortschreitendes, unkontrollierbares Feu-
er außerhalb einer Feuerstätte de�niert, das 
nicht zum Verbrennen bestimmte oder nicht 
wertlose Gegenstände vernichtet. Unbestimm-
te Rechtsbegri�e sind immer im Lichte der 
Verfassung (des Grundgesetzes) auszulegen. 
Daher ist die De�nition des Oberverwaltungs-
gerichts Münster für ein Schadenfeuers nicht 
mehr zeitgemäß und ergänzungsbedür�ig: Ein 
Schadenfeuer liegt auch dann vor, wenn Sa-
chen verbrennen, die vom Berechtigten hierzu 
bestimmt wurden oder die völlig wertlos sind, 
wenn die Verbrennung o�ensichtlich rechts-
widrig ist und durch diese mit einem Schaden 
an Leben und Gesundheit (Art. 2 GG), Eigen-
tum von bedeutendem Wert (Art. 14 GG) oder 
der Umwelt (Art. 20a GG) gerechnet werden 
muss18. 

Ein < Unglücksfall > ist ein plötzliches Ereig-
nis, von dem eine erhebliche Gefahr für Men-
schen, Tiere, Sachen oder Umwelt ausgeht19. 
Die Feuerwehr ist zuständig, wenn sie durch 
Technische Hilfeleistung die Gefahr abweh-
ren kann. Beispiele für solche Unglücksfälle 
sind Verkehrsunfälle, Unfälle in Betrieben, 
Explosionen, Einstürze sowie das Auslaufen 
oder Freiwerden gefährlicher Sto�e und Güter. 
Nach nicht unumstrittener Rechtsprechung 
soll ein Unglücksfall auch bei einer Straßen-
verunreinigung (Ölspur) anzunehmen sein, 
die zu einer Verkehrsgefahr und mithin zu ei-
nem Unglücksfall führen kann20. 

Ein < öffentlicher Notstand > ist anzuneh-
men, wenn eine erhebliche Gefahr für die 

16 OVG Münster (NJW 1980, 138); Heise: § 15 NRWPolG 
Rdnr. 25; Rietdorf-Heise-Böckenförde-Strehlau, § 1 OBG 
Rdnr. 13; Ho�mann-Riem, In: Festschri� für Wacke, 
S. 327 �. m. w. Nachweisen.

17 So noch § 1 Abs. 1 FSHG; das aktuelle BHKG verwen-
det nur noch den Begri� »Brandschutz«. »Abwehrender 
Brandschutz« meint jedoch immer die Bekämpfung von 
Schadenfeuern (vgl. auch Schneider: BHKG, 9. Au�age, § 1 
Rdnr. 37, W. Kohlhammer GmbH).

18 Fischer, Rechtsfragen beim Feuerwehreinsatz, 4. Au�age, 
S. 51, 3.2.1.1.2 a; Schneider, Brandschutz-, Hilfeleistungs-, 
Katastrophenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen, § 1 Rdnr. 
37, OVG Münster Urt. v. 24.6.2008 – 9 A 3961/06, SgE Feu 
§ 1 I FSHG Nr. 94).

19 Vgl. z. B. VG Münster (SgEFeu § 1 Abs. 1 Nr. 7, Nr. 15).
20 OVG Münster (9 A 4239/04, Urteil vom 16. Februar 2007); 

mit deutlicher Kritik: Fischer, In: Der Feuerwehrmann 
2007, S. 62. 
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ö�entliche Sicherheit nicht nur für einzel-
ne Personen, sondern für die Allgemeinheit, 
also eine unbestimmte oder unbestimmbare 
Anzahl von Personen besteht. Solche Gefah-
ren können sich aus Naturereignissen (Sturm, 
Hochwasser) ergeben. Aber auch die Störung 
wichtiger Anlagen kann zu einer von der 
Feuerwehr zu bekämpfenden Gefahr werden, 
wenn andere Möglichkeiten, die Gefahr ab-
zuwenden, nicht bestehen und über die reine 
Störung der Anlage hinaus weitere Schäden 
für eine unbestimmte oder unbestimmbare 
Anzahl von Menschen, Tieren, Sachen oder an 
der Umwelt zu befürchten sind (z. B. eine Stö-
rung der Trinkwasserversorgung).

Amtshilfe
Außerhalb ihrer Zuständigkeit leisten die Feu-
erwehren Amtshilfe bzw. außerhalb der örtli-
chen Zuständigkeit überörtliche Hilfe.

Die allgemeine Verp�ichtung des Bundes 
und der Länder zu gegenseitiger Rechts- und 
Amtshilfe ist in Art. 35 GG geregelt. Diese all-
gemeine Verp�ichtung wird durch die §§ 4 bis 
8 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV-
fG) und die Verwaltungsverfahrensgesetze 
der Länder in einfaches Recht umgesetzt. Pa-
ragraf 4 VwVfG stellt nochmals die allgemei-
ne Amtshilfep�icht fest und de�niert den Be-
gri� der Amtshilfe als ergänzende Hilfe einer 
Behörde für eine andere. Diese Hilfe kann in 
der Vornahme rechtlicher oder tatsächlicher 
Handlungen oder einer Kombination beider 
bestehen. 

Ämter einer Gemeinde sind keine Behörden 
im Sinne des § 1 Abs. 4 VwVfG. Das gilt auch 
für die Feuerwehr. Dies wiederum bedeutet, 
dass nicht die Feuerwehr im eigentlichen Sinn 
Amtshilfe leistet, sondern die Gemeinde. 

Um Amtshilfe handelt es sich nach § 4 Abs. 2 
VwVfG nicht, wenn sich Behörden innerhalb 
eines bestehenden Weisungsverhältnisses Hilfe 
leisten (z. B. Ämter einer Gemeinde unterein- 
ander) oder die Hilfeleistung in Handlungen 

BEISPIELE AMTSHILFE

Beispiel 1: Die Feuerwehr leuchtet für die Polizei 
eine polizeiliche Einsatzstelle aus (tatsächliche 
Handlung).

Beispiel 2: Die Feuerwehr bittet die Polizei um 
Vollzugshilfe nach einem von der Feuerwehr 
erteilten Platzverweis. Die Polizei droht dem Störer 
unmittelbaren Zwang an, worauf dieser dem Platz-
verweis Folge leistet (rechtliche Handlung). 

BEISPIEL KEINE AMTSHILFE

Der Einsatzleiter der Feuerwehr fordert die Polizei 
zur Verkehrsregelung im Bereich der Einsatzstelle 
an. Die Polizei wird nicht in Amtshilfe für die 
Feuerwehr tätig, da sie eine Aufgabe wahrnimmt, 
die in ihre originäre Zuständigkeit fällt.

BEISPIEL MEHRFACHE ZUSTÄNDIGKEIT

Bei einer größeren Schadenlage kommt es durch 
Schaulustige zu erheblichen Behinderungen der 
Einsatzkräfte der Feuerwehr. Erteilt ein Angehöri-
ger der Feuerwehr einen Platzverweis, kann er ihn 
unter den Voraussetzungen des Verwaltungsvoll-
steckungsgesetzes des jeweiligen Bundeslandes 
nach vorheriger Androhung auch im Wege der 
Verwaltungsvollstreckung zwangsweise durchset-
zen. Sieht er sich hierzu nicht in der Lage, kann 
er die Polizei bei der Vollstreckung um Amtshilfe 
bitten (so genannte Vollzugshilfe). Unabhängig da-
von kann aber auch die Polizei einen Platzverweis 
selbst erlassen und diesen durchsetzen.

Bild 2.1 Durchsetzung eines Platzverweises im 
Wege der Amts- bzw. Vollzugshilfe 
oder als Wahrnehmung einer eigenen 
polizeilichen Aufgabe (Symbolfoto)
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Merke:

Die Gemeinde kann durch die Feu-
erwehr anderen Behörden Amtshilfe 
leisten. Die Feuerwehr der Gemeinde 
kann aber auch andere Behörden um 
Amtshilfe bzw. Vollzugshilfe ersuchen. 
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besteht, die der ersuchten Behörde als eigene 
Aufgabe obliegen.

Bei mehrfacher Zuständigkeit kommt es da-
rauf an, wer die Aufgabe übernommen hat.

Ermächtigungen nach den  
Brandschutzgesetzen der Bundesländer

Betretungsrecht und Nutzungsrecht
Die Feuerwehr wird durch die Brandschutz-
gesetze nicht nur zum Betreten des vom Scha-
denereignis betro�enen Grundstücks, sondern 
auch der Nachbargrundstücke ermächtigt. 
Dem Recht zum Betreten des Grundstücks 
steht das Recht zum Befahren gleich. Die Feu-
erwehr hat darüber hinaus auch das Recht, 
Wasservorräte auf den Grundstücken zu nut-
zen und den Einsatz störende P�anzen, Sachen 
oder Gebäude bzw. Gebäudeteile zu entfernen21. 
Die Vorschri�en sind als ein zur Gefahrenab-
wehr weitgehendes Nutzungsrecht auszulegen, 
das zu einer allgemeinen Duldungsp�icht aller 
geeigneten und erforderlichen einsatzbeding-
ten Maßnahmen führt. Besonderes gilt dies 
für das Betreten von Wohnungen, da diese un-
ter dem Schutz des Art. 13 GG stehen.

Als Wohnung sind alle Räume einzustufen, 
die der allgemeinen Zugänglichkeit entzogen 
sind und dem privaten Leben dienen22. Fremde 
Wohnungen dürfen von der Feuerwehr gegen 
den Willen des Berechtigten nur zu Zwecken 
der unmittelbaren Gefahrenabwehr betreten 
werden. Die Ermächtigung hierzu ergibt sich 
aus den Brandschutzgesetzen23. Das Betre-
tungsrecht gilt nur für die Einsatzkrä�e der 
Feuerwehr und ggf. von ihr zur Schadenbe-
kämpfung herbeigezogene Dritte. Die Feuer-
wehr ist nicht befugt, anderen Personen den 
Zutritt ohne die Zustimmung des Berechtigten 
zu erlauben.

Sperren von Einsatzstellen und Platzverweis
Das Sperren von Einsatzstellen wird bei allen 
größeren Schadenereignissen im Regelfall er-
forderlich sein, um einen sicheren und unge-
störten Einsatzablauf zu ermöglichen. Darüber 
hinaus dient die Maßnahme dem Schutz Drit-
ter, welche durch das Schadenereignis und das 
Einsatzgeschehen gefährdet werden können. 

In den vergangenen Jahren hat sich insofern 
die Situation für die Feuerwehr durch eine 
zunehmende »Ga�ermentalität« verschär�. 
Häu�g nutzen dann auch Appelle an die Ver-
nun� nicht mehr. Durch einen Platzverweis 
wird eine Person von der Einsatzstelle ver-
wiesen oder ihr das Betreten der Einsatzstel-
le verboten. Leider enthalten trotzdem noch 
nicht alle Brandschutzgesetze eine eindeutige 
Ermächtigungsgrundlage für die Feuerwehr. 
Besteht keine Ermächtigungsgrundlage gegen 
störende Personen vorzugehen, muss das Ein-
tre�en der Polizei24 abgewartet werden. Führt 
das Verhalten störender Personen jedoch zu 
einer unmittelbaren, erheblichen Gefahr, so 
sind Maßnahmen gegen diese Personen nach § 
34 Strafgesetzbuch (StGB) gerechtfertigt, wenn 
sie in einem angemessenen Verhältnis zur 
Gefahr stehen. Den Feuerwehrangehörigen 
droht dann zumindest nicht die Gefahr einer 
strafrechtlichen Verfolgung aufgrund der Ver-
säumnisse des Gesetzgebers.

Als Einsatzstelle ist der gesamte Bereich zu 
bezeichnen, der unmittelbar vom Schadener-
eignis betro�en ist, sowie der Bereich, in dem 
die Feuerwehr darüber hinaus tätig wird. Da-
mit ist auch eine weiter entfernte Wasserent-
nahmestelle eine Einsatzstelle der Feuerwehr. 

21 Baden-Württemberg § 31 FwG; Bayern Art. 23 Abs. 2, 
Abs. 3 FwG; Berlin § 14 Abs. 1 FwG; Brandenburg § 15 
Abs. 1 BbgBKG; Bremen § 4 Abs. 3 BremHilfeG; Hes-
sen § 46 Abs. 1 HBKG; Mecklenburg-Vorpommern § 24 
BSchG; Niedersachsen § 30 Abs. 3, Abs. 4 NBSchG; Nord-
rhein-Westfalen §§ 34 Abs. 1 S. 1, 43 Abs. 1 und 2 BHKG; 
Rheinland-Pfalz § 28 Abs. 1 BKG; Saarland § 40 Abs. 1 
SBKG; Sachsen § 55 Abs. 1 sächsBRKG; Sachsen-Anhalt 
§ 26 Abs. 3, Abs. 4 BSchG; Schleswig-Holstein § 28 Abs. 1, 
Abs. 2 BSchG; �üringen § 29 Abs. 1 BKG.

22 Einzelheiten zum Wohnungsbegri� siehe: Fischer, R.: 
Rechtsfragen beim Feuerwehreinsatz, Die Roten He�e 68, 
4. Au�age, Punkt 3.2.4.3.

23 § 31 bwFwG; Art. 23 Abs. 2, bayFwG; § 15 Abs. 1 BbgBKG ; 
§§ 4 Abs. 3, 5 Abs. 3 Nr. 1 BremHilfeG, § 46 Abs. 1 HBKG; 
§ 24 mvBrSchG; § 24 Abs. 1 Nr. 3 NBrandSchG; §§ 34 
Abs. 1 S. 1, 43 Abs. 2 S. 1 nrwBHKG; § 28 Abs. 1 rlpBKG; 
§ 40 Abs. 1 SBKG; § 19 Abs. 1, Abs. 2 SBSchG; § 26 Abs. 3 
Nr. 1 sa-anhBrSHG; § 28 Abs. 1, Abs. 2 shBrSchG; § 29 
Abs. 1 thürBKG.

24 Die Polizei ist aufgrund der Polizeigesetze zum Platz-
verweis befugt; fehlt eine spezielle Ermächtigung, ergibt 
sich die Befugnis zum Platzverweis aus der polizeilichen 
Generalklausel, vgl.: Art. 16 bayPAG; § 29 berlASOG; § 31 
hamSOG; § 52 mvSOG; § 17 ndsGefAG, § 34, 35 nrwPolG, 
§ 14 rhpfPOG, § 13 saarlPolG, § 22 sächsPolG, § 37 sa-an-
hSOG; § 201 shLVwG; § 18 thürPAG.
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Die Bundesländer haben folgende Regelungen:

Baden-Württemberg (§ 30 Abs. 3 FwG): In- –
nerhalb ihres Aufgabenbereichs haben der 
technische Leiter der Feuerwehr oder von 
ihm beau�ragte Personen die Möglichkeit, 
Anordnungen gegenüber den an der Ein-
satzstelle anwesenden Personen zu tre�en. 
Dieses umfassende Anordnungsrecht er-
möglicht alle Anordnungen, die zur Sicher-
stellung des Einsatzerfolges erforderlich 
sind. Es kann durch den Einsatzleiter auch 
auf andere Personen übertragen. 
Bayern (Art. 25 FwG): In Bayern haben  –
Führungsdienstgrade der Feuerwehr nach 
§ 25 FwG das Recht, Einsatzstellen zu sper-
ren und Personen aus dem Einsatzbereich 
zu verweisen, solange noch keine Polizei 
eingetro�en ist. Diese Befugnis können sie 
im Einzelfall auf Mannscha�sdienstgrade 
übertragen.
Berlin: Die Berliner Feuerwehr ist eine  –
nachgeordnete Ordnungsbehörde und be-
sitzt damit die den Ordnungsbehörden 
nach dem Allgemeines Sicherheits- und 
Ordnungsgesetz erteilten Befugnisse (§ 1 
Abs. 2 berlFwG; § 2 Abs. 2 berlASOG). Die 
Berliner Feuerwehr kann bei einem eige-
nem Einsatz im Rahmen einer Hilfszustän-
digkeit alle Maßnahmen nach dem ASOG 
ergreifen, um eine Gefahr abzuwehren. Vo-
raussetzung ist, dass die Gefahrenabwehr 
durch eine andere Behörde nicht oder nicht 
rechtzeitig möglich erscheint (§ 3 berl- 
ASOG). Damit besteht insbesondere auch 
die Befugnis zum Platzverweis nach § 29 
Abs. 1 berlASOG.
Brandenburg: Nach § 9 Abs. 4 BbgBKG ist  –
die Einsatzleitung befugt, die notwendigen 
Sicherungsmaßnahmen zu tre�en, um an 
der Einsatzstelle ungehindert tätig sein zu 
können.
Bremen (§ 4 Abs. 3 BremHilfeG): Gemäß  –
§ 4 Abs. 3 BremHilfeG kann die Feuerwehr 
Räumungs-, Sicherungs- und Absperrmaß-
nahmen anordnen, um es den Einsatz-
krä�en zu ermöglichen, am Schadenort 
ungehindert tätig sein oder von dort aus-
gehende Gefahren abzuwehren zu können. 
Ist die Polizei vor Ort bereits tätig, sind die 

Maßnahmen nur nach Abstimmung mit 
dem Einsatzleiter der Polizei zu tre�en (§ 3 
Abs. 2 BremHilfeG).
Hamburg (§ 25 FwG): § 25 Abs. 1 FwG  –
enthält eine allgemeine Verp�ichtung für 
unbeteiligte Personen, sich so zu verhal-
ten, dass sie den Einsatz nicht behindern. 
Nach § 25 Abs. 2 FwG kann die zuständige 
Behörde, die im Regelfall durch den Ein-
satzleiter der Feuerwehr vertreten wird, 
Personen vom Einsatzort, dessen Umge-
bung und dessen Zugangs- und Zufahrts-
wegen verweisen oder, wenn sie sich dort 
noch nicht au�alten, ihnen das Betreten 
untersagen.
Hessen: In Hessen kann der Einsatzleiter  –
nach § 42 Abs. 2 HBKG die notwendigen 
Sicherungsmaßnahmen tre�en, um an der 
Einsatzstelle ungehindert tätig zu werden 
(vgl. wie Baden-Württemberg).
Mecklenburg-Vorpommern: Nach § 7 Abs. 6  –
BrSchG sind die Feuerwehren berechtigt, 
die notwendigen Sicherungsmaßnahmen zu 
tre�en, um an der Einsatzstelle ungehindert 
tätig sein zu können, soweit die Ordnungs-
behörde oder die Polizei entsprechende 
Maßnahmen nicht getro�en hat (vgl. wie 
Baden-Württemberg). Die Räumung von be-
tro�enen und angrenzenden Grundstücken 
und Gebäuden kann nach § 24 BrSchG von 
Eigentümern und Besitzern verlangt wer-
den. Darüber hinaus ist nach § 22 BrSchG 
ist jeder verp�ichtet, sich so zu verhalten, 
dass Brände schnell bekämp� werden kön-
nen. Diese Verp�ichtung sollte auch für an-
dere Unglücksfälle bestehen.
Niedersachsen: Der Einsatzleiter der Feuer- –
wehr kann nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 NBrand-
SchG alle Sicherungsmaßnahmen anord-
nen, die geeignet und erforderlich sind, um 
am Einsatzort ungehindert tätig zu werden 
(vgl. wie Baden-Württemberg).
Nordrhein-Westfalen: Durch das aktuelle  –
BHKG steht der Feuerwehr nur noch ein 
subsidiäres Recht zum Platzverweis zu. Das 
heißt, die Einsatzleitung kann solche An-
ordnungen nur erlassen, soweit die Polizei 
oder andere Stellen nicht in der Lage sind, 
in eigener Zuständigkeit entsprechende 
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Maßnahmen zu tre�en. Nach § 34 Abs. 2 
BHKG ist die Einsatzleitung befugt, soweit 
dies zur Abwehr von Gefahren im Hilfeleis-
tungs- oder Brandeinsatz erforderlich ist, 
das Betreten des Einsatzgebietes oder ein-
zelner Einsatzbereiche verbieten, Personen 
von dort zu verweisen, das Einsatzgebiet 
oder einzelne Einsatzbereiche zu sperren 
und räumen zu lassen. Nach Abs. 5 stehen 
die Befugnisse nach Absatz 2 den von der 
Einsatzleitung beau�ragten Personen zu, 
soweit die Einsatzleitung die Maßnahmen 
nicht selbst veranlassen kann.
Rheinland-Pfalz: Nach § 26 Abs. 1 S. 3 BKG  –
ist der Einsatzleiter befugt, die erforderli-
chen Sicherungsmaßnahmen durchzufüh-
ren, soweit diese nicht von der Polizei oder 
anderen zuständigen Stellen getro�en wer-
den (vgl. wie Bayern).
Saarland: Nach § 27 Abs. 1 Satz 2 SBKG  –
kann der Einsatzleiter Personen der Ein-
satzstelle verweisen oder ihnen das Betreten 
verbieten, soweit die Polizei noch nicht zur 
Verfügung steht (vgl. wie Bayern).
Sachsen: In Sachsen ermächtigt § 58 Abs. 1  –
SächsBRKG Feuerwehr, Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz zur Räumung und 
Sperrung eines Einsatz- oder Katastrophen-
gebietes.
Sachsen-Anhalt: Der Einsatzleiter der Feu- –
erwehr ist nach § 25 BSchHG befugt, Siche-
rungsmaßnahmen zu ergreifen, um am Ein-
satzort ungehindert tätig zu sein (vgl. wie 
Baden-Württemberg).
Schleswig-Holstein: Die Feuerwehren sind  –
nach § 20 BrSchG berechtigt, die geeigne-
ten und notwendigen Maßnahmen zu tref-
fen, um an der Einsatzstelle ungehindert 
tätig sein zu können (vgl. wie Baden-Würt-
temberg).
�üringen: Nach § 24 Abs. 4 BKG ist der  –
Einsatzleiter befugt, die erforderlichen Si-
cherungsmaßnahmen zu tre�en, um am 
Gefahren- oder Schadenort ungehindert 
tätig sein zu können, soweit diese nicht von 
der Polizei oder anderen zuständigen Stellen 
getro�en werden. Insbesondere kann er das 
Betreten des Gefahren- oder Schadenortes 
verbieten, Personen von dort verweisen und 

den Gefahren- oder Schadenort sperren und 
räumen.

Heranziehung
Die Ermächtigungsgrundlage für die Her-
anziehung von Personen �ndet sich in den 
Brandschutzgesetzen25, in denen teilweise 
weitere Voraussetzungen26 normiert sind. Un-
ter Berücksichtigung allgemeiner Ermessens-
erwägungen ist eine Heranziehung nur unter 
folgenden Bedingungen zulässig:

Die Heranziehung muss der Abwehr einer  –
gegenwärtigen erheblichen Gefahr dienen;
Maßnahmen gegen den Störer oder den Zu- –
standsstörer (die Gefahr geht nicht von ihm 
persönlich, sondern von seinem Eigentum 
oder Besitz aus) sind zur Gefahrenabwehr 
nicht geeignet;
Die Gefahr kann von der Feuerwehr nicht  –
durch eigene Krä�e, Beau�ragte oder durch 
andere Behörden rechtzeitig abgewehrt 
werden;
Der herangezogenen Person ist die Hilfe- –
leistung ohne erhebliche eigene Gefähr-
dung und ohne Verletzung höherwertiger 
P�ichten zumutbar;
Von mehren gleich geeigneten sind diejenigen  –
heranzuziehen, die dadurch am wenigsten 
beeinträchtigt werden (Auswahlermessen).

Ermessen
Wesentliches Kriterium fehlerfreier Er- 
messensausübung ist die Beachtung des 
< Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit >. Die 
Verhältnismäßigkeit ist gewahrt, wenn folgen-
de Bedingungen erfüllt sind:

25 §§ 30, 31 bwFwG; Art. 23 Abs. 1 bayFwG; § 13 BbgBKG; 
§§ 5 BremHilfeG; § 49 Abs. 1 HBKG; §§ 22, 23 Abs. 2 
S. 2, 27 Abs. 1 mv BrSchG; § 24 Abs. 1 Nr. 5 NBrandSchG; 
§§ 34 Abs. 2, 43, Abs. 1 nrwBHKG i. V. m. § 19 OBG; § 27 
rlpBKG; § 39 SBKG; § 54 Abs. 1, 2 sächsBRKG; § 26 Abs. 1 
sa-anhBrSchHG; § 25 Abs. 1, Abs. 2 shBrSchG; § 28 Abs. 1 
thürBKG.

26 Bayern: bis zu drei Tage; Brandenburg und Hessen: nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres; Niedersachsen: mindes-
tens 18, aber noch nicht über 55 Jahre alt; Rheinland-Pfalz: 
über 18 Jahre alt; Saarland: nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres; Sachsen: über 16 Jahre, unter 18 Jahre jedoch 
nur außerhalb der Gefahrenzone; Sachsen-Anhalt: min-
destens das 18., aber noch nicht das 55. Lebensjahr vollen-
det; Schleswig-Holstein: Vollendung des 16. Lebensjahres; 
�üringen: Vollendung des 18. Lebensjahres.
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Die beabsichtigte Maßnahme muss zur Ab- –
wehr der erkannten Gefahr geeignet sein 
(Geeignetheit);
Von mehreren geeigneten Maßnahmen ist  –
diejenige zu ergreifen, die den Einzelnen 
und die Allgemeinheit am wenigsten beein-
trächtigt (Erforderlichkeit)27,
Es dürfen nur Maßnahmen getro�en wer- –
den, die nicht zu einem Schaden führen, 
der zu der beabsichtigten Gefahrenabwehr 
erkennbar außer Verhältnis steht (Verhält-
nismäßigkeit im engeren Sinne)28.

Zwangsmittel
Es gibt unterschiedliche Arten von Zwangs-
mitteln, die in den Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzen der Bundesländer aufgeführt sind. Es 
sind dies

Ersatzvornahme, –
Zwangsgeld und Ersatzzwangsha�, –
unmittelbarer Zwang. –

Für die Feuerwehr im Einsatz kommen wegen 
der Eilbedür�igkeit grundsätzlich nur Ersatz-
vornahme und unmittelbarer Zwang in Be-
tracht. 

Als < Ersatzvornahme > bezeichnet man die 
Durchführung der angeordneten Handlung 
durch die Behörde anstelle des Verp�ichteten. 

< Unmittelbarer Zwang > ist die Einwirkung 
auf Personen oder Sachen durch körperliche 
Gewalt, ihre Hilfsmittel und Wa�en. 

Bevor ein Zwangsmittel angewandt wird, ist 
dem Betro�enen nochmals die Möglichkeit zu 
gewähren, freiwillig der Anordnung nachzu-
kommen. Dazu dient die Androhung. Sie ist 
zwingende Voraussetzung bei der Anwendung 
von Zwangsmitteln.

 Die Fahrt zur Einsatzstelle2.7

Die Straßenverkehrsordnung (StVO) befreit 
die Feuerwehr bei Einsatzfahrten29 unter 
bestimmten Voraussetzungen von der Ein-
haltung der Vorschri�en der StVO. Gegen 
andere Vorschri�en (z. B. Straßenverkehrs-
Zulassungsordnung [StVZO], Strafgesetzbuch 
[StGB]) darf nicht verstoßen werden; dies kann 
allerdings unter Umständen gemäß der §§ 34 
StGB, 16 OWiG, 70 Abs. 4 StVZO30, 74 Abs. 5 

27 vgl. Art. 25 Abs. 1 bayFwG.
28 vgl. z. B. Art. 25 Abs. 2 bayFwG; § 15 Abs. 3 BbgBKG; § 46 

Abs. 3 HBKG; § 24 S. 4 mvBrSchG.
29 Ausführlich in Fischer, R.: Rechtsfragen beim Feuer-

wehreinsatz, Die Roten He�e 68, 4. Au�age, Kapitel 6.
30 § 70, Abs. 4 StVO: Die Bundeswehr, die Polizei, die Bun-

despolizei, die Feuerwehr und die anderen Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophenschutzes sowie der 
Zolldienst sind von den Vorschri�en dieser Verordnung 
befreit, soweit dies zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben 
unter gebührender Berücksichtigung der ö�entlichen Si-
cherheit und Ordnung dringend geboten ist. Abweichun-
gen von den Vorschri�en über die Ausrüstung mit Kenn-
leuchten, über Warneinrichtungen mit einer Folge von 
Klängen verschiedener Grundfrequenz (Einsatzhorn) und 
über Sirenen sind nicht zulässig.

31 Durch Verordnung vom 19. März 1992 (BGBl. I S. 678) 
wurde dem Bedürfnis der Praxis Rechnung getragen und 
in Absatz 2 das Wort »Einsatzfahrten« eingefügt.

FeV gerechtfertigt sein. Die Sonderrechte für 
die Fahrt zur Einsatzstelle sind ausschließlich 
in § 35 StVO geregelt. Die Vorschri� des § 38 
StVO (Vorschri�entexte  Bilder 2.2 und 2.3) 
gewährt hingegen keine Sonderrechte, sondern 
regelt lediglich die Benutzung von blauem 
Blinklicht und Einsatzhorn. Im Übrigen rich-
tet sich § 38 StVO mit dem Gebot, freie Bahn 
zu scha�en, an andere Verkehrsteilnehmer.

Von Sonderrechten gemäß § 35 StVO kann 
also unabhängig vom Einschalten des blauen 
Blinklichts und des Einsatzhorns Gebrauch ge-
macht werden. Grundsätzlich emp�ehlt es sich 
jedoch, bei Einsatzfahrten zur Warnung zu-
mindest blaues Blinklicht einzuschalten. Blau-
es Blinklicht kann seit der Änderung der StVO 
im Jahr 199231 bei Einsatzfahrten sinnvoller-
weise auch allein, also ohne gleichzeitigen Be-
trieb des Einsatzhornes, benutzt werden.

Wenn die Straße nicht übersichtlich und frei 
ist, ist bei der Inanspruchnahme von Sonder-
rechten, insbesondere beim Überholen und 
beim Abweichen von Vorfahrtsregelungen, 
nach wie vor rechtzeitig (!) blaues Blinklicht 
zusammen mit dem Einsatzhorn zu verwen-
den, um die Inanspruchnahme von Sonder-
rechten an andere Verkehrsteilnehmer kund-
zutun. Diese sind dann nach § 38 Abs. 2 StVO 
verp�ichtet, sofort freie Bahn zu scha�en. 
Erlaubt ist die gemeinsame Verwendung von 
blauem Blinklicht und Einsatzhorn nur, wenn 
höchste Eile geboten ist, um Menschenleben zu 
retten oder schwere gesundheitliche Schäden 
oder eine Gefahr für die ö�entliche Sicherheit 
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32 Die mißbräuchliche Verwendung von Sondersignalen ist 
ebenso bußgeldbewehrt wie der Verstoß gegen die P�icht, 
sofort freie Bahn zu scha�en (§§ 24 StVG, 49 Abs. 3 Zi�. 3 
StVO). Der Bußgeldkatalog sieht eine Geldbuße vor.

33 Siehe auch: Schneider, K.: Feuerwehr im Straßenverkehr, 
Die Roten He�e 23, 2. Au�age, Punkt: 1.5.2 (vergri�en). 

Bild 2.2 Text des § 35 StVO (Auszug)

§ 35

Sonderrechte

(1) Von den Vorschriften dieser Verordnung
sind die Bundeswehr, die Bundespolizei,
die Feuerwehr, der Katastrophenschutz, die
Polizei und der Zolldienst befreit, soweit das
zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben dringend
geboten ist. [...]

(2) Dagegen bedürfen diese Organisationen auch
unter den Voraussetzungen des Abs. 1 der Erlaubnis,
wenn sie mehr als 30 Kraftfahrzeuge im
geschlossenen Verband (§ 27) fahren lassen
wollen. [...]

(4) Die Beschränkungen der Sonderrechte durch
Abs. 2 und 3 gelten nicht bei Einsätzen anlässlich
von Unglücksfällen, Katastrophen und Störungen
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung sowie in
den Fällen der Art. 91 und 87a Abs. 4 des Grund-
gesetzes sowie im Verteidigungsfall und im 
Spannungsfall. [...]

(5a) Fahrzeuge des Rettungsdienstes sind von den
Vorschriften dieser Verordnung befreit, wenn höchste
Eile geboten ist, um Menschenleben zu retten oder
schwere gesundheitliche Schäden abzuwenden. [...]

(8) Die Sonderrechte dürfen nur unter gebührender
Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung ausgeübt werden.  [...]
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Bild 2.3 Text des § 38 StVO

§ 38

Blaues Blinklicht
und gelbes Blinklicht

(1) Blaues Blinklicht zusammen mit dem Einsatzhorn
darf nur verwendet werden, wenn höchste Eile geboten
ist, um Menschenleben zu retten oder schwere gesund-
heitliche Schäden abzuwenden, eine Gefahr für die
öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuwenden,
flüchtige Personen zu verfolgen oder bedeutende 
Sachwerte zu erhalten. Es ordnet an: »Alle übrigen
Verkehrsteilnehmer haben sofort freie Bahn
zu schaffen«.

(2) Blaues Blinklicht  allein darf nur von den damit
ausgerüsteten Fahrzeugen und nur zur Warnung
an Unfall- oder sonstigen Einsatzstellen, bei Einsatz-
fahrten oder bei der Begleitung von Fahrzeugen oder
von geschlossenen Verbänden verwendet werden.

(3) Gelbes Blinklicht warnt vor Gefahren. Es kann
ortsfest oder von Fahrzeugen aus verwendet werden.
Die Verwendung von Fahrzeugen aus ist nur zulässig,
um vor Arbeits- oder Unfallstellen, vor ungewöhnlich
langsam fahrenden Fahrzeugen oder vor Fahrzeugen
mit ungewöhnlicher Breite oder Länge oder mit
ungewöhnlich breiter oder langer Ladung zu warnen.
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oder Ordnung abzuwenden oder bedeutende 
Sachwerte zu erhalten32.

Ausnahmslos ist zu beachten, dass nach 
§ 35 Abs. 8 StVO Sonderrechte grundsätzlich 
nur unter Berücksichtigung der ö�entlichen 
Sicherheit und Ordnung ausgeübt werden 
dürfen. Dies hat Schneider in hervorragender 
Weise wie folgt auf den Punkt gebracht33: »Die 
Verkehrssicherheit hat Vorrang gegenüber 
dem Interesse an raschem Vorwärtskommen. 
Sicherheit geht vor Schnelligkeit. Je größer die 
Abweichung von den allgemeinen Verkehrs-
vorschri�en ist, umso größer ist die P�icht 
zur Rücksichtnahme auf das Verhalten der an-
deren Verkehrsteilnehmer. Andere Verkehrs-
teilnehmer dürfen nicht deswegen konkret 
gefährdet oder gar geschädigt werden, weil an-
deren Menschen geholfen werden soll. Gerade 
bei der Inanspruchnahme von Sonderrechten 
darf nicht »auf gut Glück« gefahren werden. Je 
bedeutsamer und dringlicher der Einsatz ist, 
desto eher ist eine Herabsetzung der sonst im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt vertretbar.«

Merke:

Gerade beim Überfahren von Licht-
zeichenanlagen, die »Rot« zeigen, 
ist nach der Rechtsprechung höchste 
Sorgfalt geboten, ggf. ist auf Schritt-
geschwindigkeit abzubremsen. Son-
derrechte sind eben kein Freibrief!


